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Von Claas Meyer

Unter diesem Motto gehen die Ge-
werkschaften am 1. Mai in diesem 
Jahr auf die Straße. Und die The-
men, um die es geht, werden nach 
dem Tag der Arbeit nicht kleiner – 
im Gegenteil. Arbeitsplätze stehen 
unter Druck, Standorte werden ver-
lagert oder geschlossen. Gleichzei-
tig erleben wir Angriffe auf hart er-
kämpfte Errungenschaften und auf 
unsere soziale Absicherung. Länger 
arbeiten, mehr leisten, weniger be-
kommen – „schmerzhafte Refor-
men“ soll es geben.

Wie ernst es manche meinen, zeigt 
der Vorstoß aus der Union: Den Tag 
der Arbeit wollen sie als gesetzlichen 
Feiertag abschaffen. Deutlicher geht 
eine Kampfansage gegen Arbeit-
nehmer*innen und Gewerkschaften 
nicht. Der Beigeschmack bleibt: Erst 
der Profit, dann der Mensch – wenn 
überhaupt.

Erst unsere Jobs, dann eure Profite!
Tag der Arbeit 2026 – wir lassen uns 
nichts nehmen

Claas Meyer, Politischer Sekretär bei 
der IG Metall Erlangen

Unsere Jobs müssen an 
erster Stelle stehen!

Reden wir endlich über die Arbeits-
plätze von Millionen Beschäftigten, 
die tagtäglich den Laden am Laufen 
halten und um ihre Zukunft bangen. 
An den Krisen in den Betrieben sind 
nicht sie schuld, sondern Mana-
ger*innen, die Milliarden verbren-
nen und sich aus der Verantwortung 
stehlen. Die Zeche zahlen die Be-
schäftigten. Dabei würde ohne un-
sere Arbeit kein Arbeitgeber einen 
Cent verdienen. Die Unternehmen 
müssen endlich Verantwortung 
übernehmen: in die Zukunft inves-
tieren, Arbeitsplätze sichern und Ta-
rifverträge respektieren. Das schafft 
Wohlstand für alle!
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Termine

04.05.	 19:00	 Fraktionssitzung der SPD-Stadtratsfraktion	 Rathaus, Konferenzraum 14. OG	 S. 8

06.05	 20:00	 Sitzung AK Umwelt und Energie	 Gaststätte im Turnerbund,	 S. 23 
			   Spardorfer Straße 79

11.05.	 19:00	 Fraktionssitzung der SPD-Stadtratsfraktion	 Rathaus, Konferenzraum 14. OG	 S. 8

12.05.	 17:00	 Konstituierender Stadtrat	 Heinrich-Lades-Halle	 S. 8

12.05.	 19:30	 Juso-Sitzung	 August-Bebel-Haus,	 S. 23 
			   Friedrich-List-Str. 5

13.05.	 19:30	 Distrikt Tennenlohe: Distriktssitzung	 Gaststätte „Zum Schloss“,  	 S. 18 
			   Schlossgasse 7

13.05.	 20:00	 Jahreshauptversammlung SPD Erlangen	 Gaststätte im Turnerbund,	 S. 5 
			   Spardorfer Straße 79

18.05	 18:30	 Sitzung SPD-Marloffstein	 Marloffsteiner Rathaus	 S. 23

18.05.	 19:00	 Fraktionssitzung der SPD-Stadtratsfraktion	 Rathaus, Konferenzraum 14. OG	 S. 8

19.05.	 19:00	 Distrikt Ost: Distriktssitzung	 Brückenpaulus, Pizzeria Romano,	 S. 19 
			   Schronfeld 74

19.05.	 20:00	 Distrikt Innenstadt: Distriktssitzung	 Kulisse (Nebenraum oder außen),	 S. 19 
			   Theatherstr. 8

20.05.	 20:00	 Distrikt West: Distriktssitzung	 AWO-Stadtteilcafe 56Nord,	 S. 19 
			   Büchenbacher Anlage 27

20.05.		  Redaktionsschluss Monatsspiegel		  S. 8

26.05.	 19:30	 Juso-Sitzung am Berg	 Bergkirchweih	 S. 23

27.05.	 17:00	 SPD am Berch	 Erich-Keller	 S. 24
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Schmerzhafte Refor-
men? Ja – bei den Milliar-
där*innen!

Ein starker Sozialstaat ist kein „Kos-
tenfaktor“, sondern die Grundlage 
für Stabilität und Zusammenhalt. 
Das Gerede vom Kürzen lenkt ab 
vom eigentlichen Skandal: Allein 
durch Steuerhinterziehung entge-
hen uns jedes Jahr mindestens 100 
Milliarden Euro. Eine fehlende Ver-
mögenssteuer und eine Erbschaft-
steuer, die Superreiche schont, sind 
ein Skandal. Statt Millionen Men-
schen zu gängeln, ist es Zeit, die 
Milliardär*innen zur Kasse zu bitten. 
Dort braucht es endlich schmerzhaf-
te Reformen!

Gesundheit ist keine 
Ware – und die Rente  
gehört uns

Uns verkauft man das 20-Milliar-
den-Sparpaket für die Krankenkas-
sen als „Stabilisierung der Beitrags-
sätze“ – tatsächlich zahlen wieder 
mal die Versicherten die Zeche: hö-
here Zuzahlungen, Schluss mit der 
beitragsfreien Mitversicherung von 
Ehepartner*innen. Von Vermögens-
steuer oder Bürgerversicherung kein 
Wort. Das ist keine Reform, das ist 
eine Rechnung an die Falschen. Wir 
fordern eine gute öffentliche Ge-
sundheitsversorgung für alle – un-
abhängig vom Geldbeutel.

Und auch den Irrweg „mehr privat“ 
in der Rente machen wir nicht mit. 
Wer ein Leben lang arbeitet, muss 
im Alter sicher leben können. Die 

Rente muss zukunftsfest werden – 
indem endlich alle solidarisch ein-
zahlen. Nein zur Arbeit bis ins Grab!

Hände weg vom 8-Stun-
den-Tag – und vom Kran-
kengeld!

Einen der härtesten Angriffe erlebt 
unsere Kernerrungenschaft: der 
8-Stunden-Tag. 8 Stunden Arbeit, 8 
Stunden Freizeit, 8 Stunden Schlaf 
– nach dem Generalstreik 1918 er-
kämpft, heute unter Beschuss. Unter 
dem Schlagwort „Flexibilisierung“ 
drohen längere Arbeitstage, mehr 
Druck und weniger Planbarkeit.

Hinzu kommt der Vorstoß der Uni-
on, die Lohnfortzahlung zu kürzen 
und einen Karenztag einzuführen 
– den ersten Krankheitstag also un-
bezahlt zu lassen. Wer krank ist, soll 
trotzdem zur Arbeit. Das ist zynisch, 
ökonomisch unsinnig – und ein An-
griff auf unsere Gesundheit.

Wir arbeiten genug! Der 8-Stunden-
Tag und die volle Lohnfortzahlung 
schützen Gesundheit, Familie und 
Freizeit – und sind nicht verhandel-
bar.

Gute Arbeit muss ein gu-
tes Leben ermöglichen

Energie, Wohnen, Lebensmittel – al-
les wird teurer, immer mehr Men-
schen geraten trotz Arbeit unter 
Druck. Mineralölkonzerne fahren 
Rekordgewinne ein, Großinvestoren 
machen Kasse mit der Wohnungs-
not. „Der Markt regelt das“ – ja, für 
die wenigen. Die Vielen bleiben auf 

der Strecke. Wir brauchen Überge-
winnsteuern, klare Regulierung und 
Investitionen in den sozialen Woh-
nungsbau. Wir brauchen eine Poli-
tik, die eingreift und für spürbare 
Entlastung sorgt. Wir brauchen eine 
Politik, die die Tarifbindung stärkt!

Der 1. Mai ist mehr als  
ein Tag

Der 1. Mai ist ein Tag des Zusam-
menhalts, der Solidarität, des Wider-
stands und des Einsatzes für Frieden 
und Demokratie. Er steht für hart er-
kämpfte Rechte der Arbeiter*innen. 
Für Tarifverträge und gute Arbeits-
bedingungen. Für Mitbestimmung 
im Betrieb. Wer ihn abschaffen will, 
hat nicht verstanden, wofür er steht.
Die Aufgabe bleibt: Laut sein gegen 
Sozialabbau und gegen eine Poli-
tik, die die Beschäftigten hintenan-
stellt. Auf der Straße, im Betrieb, im 
Freundeskreis, im politischen Enga-
gement, in der Gewerkschaft – für 
sichere Arbeitsplätze, gute Arbeits-
bedingungen und eine starke De-
mokratie, die auch nicht am Werks-
tor enden darf.

8-Stunden-Tag, Tarifverträge, Lohn-
fortzahlung, Mitbestimmung – 
nichts davon war ein Geschenk. Alles 
erkämpft, gemeinsam. Und genauso 
verteidigen wir es. Allein zahlst du 
die Zeche – gemeinsam schreiben 
wir die Rechnung.

Erst unsere Jobs, dann eure Profite!
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Wir gratulieren* zum GeburtstaG  &
wünschen euch für euer nächstes
Lebensjahr alles gute!

*Den Mitgliedern unserer Partei gratulieren wir zum 50., 60. & 65. Geburtstag sowie ab dem 70. Lebensjahr im Monatsspiegel

01.05.	 Dieter Beck 
73 Jahre

01.05.	 Silvia Schäfer 
70 Jahre             	

06.05.	 Ursula Lanig 
73 Jahre

08.05.	 Günter Braun 
87 Jahre

12.05.	 Dr. Michael Stoisiek 
80 Jahre

12.05.	 Felix Wosnitzka 
83 Jahre

15.05.	 Wilhelm Horn 
79 Jahre

16.05.	 Gudrun Mühlhofer 
75 Jahre

17.05. 	 Wiebke Schmielau 
77 Jahre

17.05.	 Ute Preuß 
86 Jahre

25.05. 	 Rohland Opfermann 
76 Jahre

26.05. 	 Heide Mattischeck 
87 Jahre

27.05. 	 Hannelore Stahlschmidt 
80 Jahre

27.05. 	 Lüer Rietzsch 
79 Jahre

27.05. 	 Karin Sicherl 
84 Jahre

27.05.	 Jürgen Theuerkauf 
74 Jahre
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Einladung zur  
JAhreshauptversammlung

Liebe Genossinnen und Genossen,

Wir laden Euch herzlich ein zu unserer Jahreshauptversammlung 

am Mittwoch, den 13. Mai 2026 um 20:00 Uhr 
in die Gaststätte des Turnerbunds, 

Spardorferstraße 79.

Die Tagesordnung schlagen wir Euch wie folgt vor: 
1.	 Aktuelles und Begrüßung der Neumitglieder
2.	 Vorstellung des Rechenschaftsberichts
3.	 Vorstellung des Kassenberichts
4.	 Aussprache und Entlastung des Vorstands
5.	 Sozialstark statt Klassenkampf von oben –  

Bericht von der Juso-Landeskonferenz
6.	 Anträge
7.	 Sonstiges

Wir freuen uns auf euer Kommen!

Solidarische Grüße
Sandra Radue 			   Munib Agha
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Ein herzliches Dankeschön und auf Wiedersehen!
von Florian Janik

Liebe Genossinnen und Genossen,
liebe Freundinnen und Freunde,

mit dem Ende meiner Amtszeit als 
Oberbürgermeister von Erlangen 
geht eine Zeit zu Ende, die für mich 
nicht nur von der Verantwortung für 
diese Stadt, sondern auch von der 
gemeinsamen Arbeit mit Euch ge-
prägt war. Es war eine Ehre, in den 
vergangenen zwölf Jahren an eurer 
Seite für eine sozial gerechte, inno-
vative und weltoffene Erlangen zu 
kämpfen.

Gemeinsam haben wir 
viel bewegt

In den ersten Jahren meiner Amts-
zeit stand die Bewältigung der 
Flüchtlingskrise im Mittelpunkt. 
Mit dem Aufbau von Notunterkünf-
ten am Westbad und später fes-
ten Wohnmöglichkeiten haben wir 
gezeigt, wie „Offen aus Tradition“ 
nicht nur ein Motto, sondern geleb-
te Praxis ist. Die Stadtverwaltung 
und unzählige Ehrenamtliche – viele 
davon aus unseren Reihen – haben 
hier Großartiges geleistet.
Die Corona-Pandemie stellte uns vor 
völlig neue Herausforderungen: Von 
der Verteilung von Schutzausrüs-
tung bis zur Einrichtung des Impf-
zentrums hat die Stadtverwaltung 
unter Beweis gestellt, wie flexibel 
und handlungsfähig sie ist. 

Erlangen hat sich wei-
terentwickelt – und wir 
mit ihm:

Der Siemens Campus, die Expansion 
von Universität und Uniklinikum 
sowie die Ansiedlung von Spitzen-
forschungsinstituten haben Erlan-
gen als Standort für Innovation und 
Wissenschaft gestärkt. Heute gibt 
es so viele Arbeitsplätze wie nie-
mals zuvor in unserer Stadt. Und die 
nächsten Projekte stehen bereits vor 
der Umsetzung: Die Regnitzstadt 
und die Neugestaltung des Altstadt-
markts werden weitere neue Im-
pulse geben, städtebauliche Miss-

stände beseitigen und lebenswerte 
Räume für alle schaffen.
Ein besonderes Anliegen war mir 
immer die Verkehrswende: Mit der 
konsequenten Stärkung des ÖPNV, 
des Fuß- und Radverkehrs und der 
Planung der Stadt-Umland-Bahn 
haben wir die Weichen für eine kli-
mafreundliche Mobilität gestellt 
– ein Projekt, das nur durch eure 
politische Rückendeckung und euer 
Engagement in der Öffentlichkeit 
möglich wurde.

Kultur, Begegnung  
und Solidarität

Mit dem kubic (Frankenhof), dem 
Zentrum für Austausch und Machen 
(ZAM) und den neuen Stadtteil-
häusern in Kriegenbrunn und West 
haben wir Orte geschaffen, die Kul-
tur, Bildung und bürgerschaftliches 
Engagement fördern. Die Solidari-
tätspartnerschaft mit Browary nach 
dem Beginn des Ukraine-Krieges 
war ein starkes Zeichen – und ein 
Beispiel dafür, wie wir internationa-
le Verantwortung leben.
Nicht zu vergessen sind die über 
5.000 neuen Wohnungen, die seit 
2014 entstanden sind, und die wei-
teren Pläne bis 2032. Bezahlbarer 
Wohnraum bleibt eine Dauerauf-
gabe, und ich danke euch für eure 
Arbeit in diesem Bereich – sei es in 
Gremien, bei Aktionen im Rahmen 
von Bürgerentscheiden oder in der 
öffentlichen Debatte.

Beteiligung und  
Demokratie

Neue Formate wie die Stadtteilbei-
räte und der erste Bürger*innenrat 
im Rahmen des Klima-Aufbruchs 
zeigen, wie wir Demokratie leben-
dig halten. Auch hier war eure Un-
terstützung entscheidend, um diese 
Prozesse mit Leben zu füllen. Mit 
dem ErlangenPass haben wir dafür 
gesorgt, dass auch Menschen mit 
weniger Geld am Leben in unserer 
Stadt teilhaben können. 

Drei Wahlkämpfe

Besonders danke ich euch für die 
treue Unterstützung in drei Wahl-
kämpfen und zahlreichen Bürger-
entscheiden. Ihr habt mir nicht nur 
den Rücken gestärkt, sondern mit 
eurem Einsatz – ob bei Tür-zu-Tür-
Gesprächen, Plakataktionen oder 
inhaltlichen Debatten – maßgeblich 
zum Erfolg beigetragen. Dass wir 
dabei auch kritische Diskussionen 
geführt haben, hat uns stärker ge-
macht. Denn nur wer sich ausein-
andersetzt, kann gemeinsam Lösun-
gen finden.

Ein persönliches  
Dankeschön

Ich bin dankbar für die vielen Be-
gegnungen, die offenen Gespräche 
und die gemeinsame Überzeugung, 
dass Politik Gestaltungsmöglichkeit 
bedeutet. Es war eine bereichernde 
Zeit, und ich werde diese Zusam-
menarbeit mit Euch sehr vermissen.
Auch wenn ich mich nun aus dem 
Amt verabschiede, bleibt mein En-
gagement für unsere Werte und für 
diese Stadt bestehen. Ich wünsche 
euch weiterhin viel Erfolg, Mut und 
Freude im Einsatz für unsere Sache 
– und natürlich alles Gute für eure 
persönlichen Wege!

In Solidarität und Freundschaft
Euer Floh

 Foto: Rebecca Prell & Jovana Jocic
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Erreichtes sichern, Widerstand gegen Abbau, 
Weiter stark sein für unsere Ziele

Gisela Niclas, Foto: Privat

von Gisela Niclas

2021 habe ich mein Stadtratsman-
dat niedergelegt. Durch eine Ände-
rung der Geschäftsordnung konnte 
ich als Bezirksrätin bis Ende 2023 
weiter mit beratender Stimme Teil 
der Fraktion sein. Auch danach habe 
ich alle Sitzungseinladungen er-
halten, wir sind in besonderer Ver-
bindung geblieben. Vernetzung von 
und mit Menschen ist wichtig, um 
die Nachhaltigkeit unserer politi-
schen Arbeit zu stärken und zu si-
chern. Mit diesem Selbstverständnis 
haben wir jahrzehntelang zusam-
mengearbeitet, die letzte 12 Jahre 
mit unserem SPD-OB an der Spitze. 
Für erfolgreiches Miteinander und 
solidarische Wertschätzung habe 
ich bereits in der Fraktion von Her-
zen gedankt, ich möchte das im Mo-
natsspiegel bekräftigen.  

Bei unserer letzten gemeinsamen 
Sitzung im April war die Kommu-
nalwahl 2026 noch „frisch“, mit nur 
Minus 2,8 % verliert Floh den Platz 
an der Stadtspitze, die Fraktion 2 
Mandate. Das ist bitter und ent-
täuschend, für mich persönlich ein 
schmerzliches Deja Vu: 1996, vor 
genau 30 Jahren, habe ich als erste 
Frau in Erlangen als Oberbürger-
meisterin kandidiert und nicht ge-
wonnen; nach 24 Jahren Dietmar 
Hahlweg verlor die SPD die Position 
an der Stadtspitze, die Zahl unserer 
Mandate sank auf knapp unter 20. 
Uns gegenüber, eine Mehrheit aus 
CSU und FDP. Das war der Politik-
wechsel: Sofortiger Stopp für die 
StUB-Planung, rigorose Kürzungen 
im Sozial- und Kulturbereich ohne 
finanzielle Not, politische Zerschla-
gung des zukunftsweisenden Wirt-
schaftsförderungsprojektes „Ge-
meinsamer Gewerbepark der Städte 
Nürnberg/Fürth/Erlangen“. Trotz 
Frust und Gestaltungsverlust war 
Fundamentalopposition für uns kei-
ne Option. Die konservativ-neolibe-
rale Mehrheit brauchte ein Gegen-
gewicht. CSU und FDP wollen das 

US-Gelände von der Bundes-Treu-
hand nicht kaufen, es war ihnen zu 
teuer, das „freie Spiel“ des (Immo-
bilien)marktes sollte es richten. Als 
SPD setzten wir das Vorkaufsrecht 
der Stadt durch und ermöglichten 
damit geordnete Stadtentwicklung 
im Röthelheimpark und den Ver-
bleib von Siemens Healthineers in 
Erlangen. Wir verhinderten den Ver-
kauf von 300 aus der Sozialbindung 
gefallenen Gewobau-Wohnungen, 
die Teilprivatisierung der ESTW, den 
Verkauf des Röthelheimbades an ei-
nen privaten Investor, brachten die 
Anger-Sanierung u.a. auf den Weg. 
Das konnte nur gelingen durch Mo-
bilisierung von Unterstützung in der 
Stadtgesellschaft.

Es ist gut, dass wir uns auch jetzt 
darüber einig sind, dass trotz Verlust 
der Stadtspitze und zweier Manda-
te Fundamentalopposition erneut 
keine Option ist. Mehr noch: Ein 
Politikwechsel wie vor 30 Jahren ist 
2026 gar nicht möglich. Der CSU-
Oberbürgermeister muss jetzt die 
StUB umsetzen, er hat keine kon-
servativ-neoliberale Mehrheit, FDP 
und AfD sind bedeutungslos. Mehr 
als die Hälfte des Stadtrats – Grüne, 
SPD, Linke und ÖDP – steht, anders 
als damals, für eine Politik der „Zu-
kunft durch Zusammenhalt“. Das 
wird bleiben trotz schwarz-grüner 
Kooperation.

Unsere Aufgabe ist es jetzt, das Er-
reichte zu sichern, Widerstand ge-
gen Abbau zu leisten, weiter stark 
zu sein bei der Verfolgung unserer 
Ziele. Das gilt für unsere neue Frakti-
on und vor allem für unsere gesam-
te Erlanger SPD. An der Stadtspitze 
fehlt uns jetzt die sozialdemokrati-
sche Gestaltungskraft. Wir sind als 
Partei stärker je zuvor gefordert, 
uns um die Belange der Menschen 
zu kümmern und in unserer vielfäl-
tigen Stadtgesellschaft weiter mit 
aller Kraft für unsere Politik zu wer-
ben. 

Meine Wünsche an die 
neue Fraktion

Als langjährige kommunale Sozial-
politikerin, aber auch als Bürgerin 
im Seniorenalter habe ich an die 
neue Fraktion einige Wünsche:  
•	 Tut alles dafür, dass die StUB 

barrierefrei aufs Gleis kommt! 
Sie steht für Inklusion durch 
Mobilität, weil sie es auch Men-
schen mit Behinderung, dar-
unter vielen Älteren so wie ich, 
ermöglicht, eigenständig in der 
gesamten Region unterwegs 
sein zu können.

•	 Sichert den ErlangenPass! Er 
steht für mehr soziale Gerech-
tigkeit durch Teilhabe von Men-
schen mit wenig Einkommen, 
Er wirkt konkret gegen Armut, 
auch im Alter.

•	 Bleibt dran am Ausbau des 
Quartiersmanagements! Es 
steht für die bessere Vernetzung 
von Menschen in den Stadttei-
len und fördert Nachbarschafts-
hilfe. Es wirkt gegen Vereinsa-
mung durch Unterstützung mit 
aufsuchender Sozialarbeit, viel-
fältigen Angeboten und Treff-
punkten. 

•	 Wir brauchen weitere De-
menz-Wohngemeinschaften! 
Sie stehen für kleinteilige, in 
Wohnquartiere eingebundene 
Wohnformen, Geborgenheit für 
die erkrankten Menschen, Ent-
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lastung für die Angehörigen und 
erhalten die Nähe zueinander.  
Die seit 10 Jahren bestehende 
Gewobau-WG „Wilhelmine“ in 
der Buckenhofer Siedlung ist 
ein Erfolgsmodell, Pflegekräfte 
arbeiten gerne dort. Es ist Zeit 
für mehr. 

•	 Unterstützt weiterhin unser 
Projekt „Leben, Gedenken, Ler-
nen“! Es steht für ein würdiges 
Gedenken an die Opfer der Eu-
thanasie-Morde aus Erlangen 
und der Region. 10 Jahre nach 

dem von uns initiierten gemein-
samen Stadtratsbeschluss ist 
im Oktober 2025 endlich das 
Gründungsbüro an der FAU mit 
dem Völkerrechtler Dr. Christoph 
Safferling an der Spitze ent-
standen. Gedenken allein reicht 
aber nicht. Es muss weiterge-
hen, z.B. mit einer „Straße der 
Behindertenrechte“ als öffent-
liche Aufforderung an uns alle, 
Ausgrenzung entgegenzutreten 
und einem Lehrstuhl, der sich 
mit Hemmnissen und Förderung 

von Inklusion auseinandersetzt. 
•	 Bleibt stark für den sozialen 

Klimaschutz! Er steht für eine 
gesunde Zukunft von Mensch 
und Ökosystem in unserer Stadt. 
Wir haben Maßstäbe und Ziele 
gesetzt, wir müssen auf Weiter-
entwicklung drängen. Mir be-
sonders wichtig: Der Ausbau der 
Umweltpädagogik.  Ein „Lehr-
pfad Stadt am Wasser“ auf der 
Regnitzinsel in Zusammenarbeit 
mit den Naturfreunden wäre 
z.B. ein guter Ansatzpunkt. 

Fraktionssitzungen der SPD-Stadtratsfraktion
von Katja Rabold-Knitter

Liebe Genoss:innen,
 
zu dem Ehrenamt als Stadtrat ge-
hört auch die Teilnahme an den 
wöchentlichen Fraktionssitzungen. 
In diesen besprechen wir Antrags-
ideen, beratschlagen über anste-
hende Ausschüsse und berichten 
von Gesprächen mit Bürger:innen, 
Vereinen, Unternehmen, etc. Diese 
Sitzungen sind parteiöffentlich (mit 
Ausnahmen, wie z.B. Personalan-
gelegenheiten der Stadt). Wir laden 
euch herzlich dazu ein, an diesen 
teilzunehmen. So könnt ihr einen 
Einblick gewinnen, wie wir als Frak-
tion arbeiten, welche Themen aktu-
ell sind oder z.B. vorbereitet werden.

Nachstehend die Termine:
04.05. 19:00 Konferenzraum im 14. OG
11.05. 19:00 Konferenzraum im 14. OG
12.05. 17:00 Konstituierender Stadtrat 
Heinrich-Lades-Halle
18.05. 19:00 Konferenzraum im 14. OG

Bitte meldet euch vorab bei Katja 
Rabold-Knitter im Fraktionsbüro 

(spd.fraktion@stadt.erlangen.de/ 
09131/862225), wenn ihr an einer 
Sitzung teilnehmen möchtet. 

Bitte gebt dabei gleich an, wenn ihr 
ein Thema habt, dass ihr gerne be-
sprechen möchtet. Dann kann dies 
in der Tagesordnung berücksichtigt 
werden.

Redaktionsschluss

für den nächsten  
Monatsspiegel  

Juni 2026 

21. Mai 2026
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Die neue Stadtratsfraktion hat sich konstituiert
von Philipp Dees

Die neue Fraktion hat sich konsti-
tuiert: Der Fraktionsvorstand ist 
gewählt, und auch die neuen Spre-
cher*innen sind benannt und die 
Ausschusssitze vergeben. Damit ist 

unsere Fraktion aufgestellt für die 
Arbeit in der nächsten Stadtratspe-
riode in neuer Rolle aber mit unver-
ändertem Anspruch: Wir haben den 
Anspruch, diese Stadt zu gestalten 
und werden mit unseren Initiativen 
für Mehrheiten werben, die Zukunft 

und Zusammenhalt sichern. Und wir 
sind überzeugt, dass wir das auch in 
der neuen Aufstellung gut können.
Die neuen Stadtratsmitglieder mit 
ihren Aufgaben stellen wir euch hier 
vor.

Dr. Andreas Richter 
Sprecher für Klimaschutz, Umwelt, Energie und Verkehr

Anke Steinert-Neuwirth 
Referentin für Kultur, Bildung und Freizeit  
der Stadt Erlangen 

Katja Rabold-Knitter 
Geschäftsführerin der SPD-Fraktion 

Dieter Rosner 
Referent für Jugend, Familie und Soziales  
der Stadt Erlangen 

Sandra Radue 
Sprecherin für Schulen, Bildung und VHS

Dr. Wolfgang Leyk 
Sprecher für Ehrenamt, Kirchen und  
Glaubensgemeinschaften, Senior*innen und Sport 

Sophia Waldmann 
stellvertretende Fraktionsvorsitzende 
Sprecherin für Soziales, Jugend und Familie

Munib Agha 
Sprecher für Sprecher für Haushalt, Finanzen, Wirtschaft, 
Arbeit, Digitales, Bekämpfung des Rechtsextremismus, 
Feuerwehr, Sicherheit und Katastrophenschutz

Sana Al-Maskari 
Sprecherin für Migration und Integration, muslimische 
Glaubensgemeinschaften

Valeria Fischer 
Sprecherin für Kultur, Stadtteilarbeit, Feuerwehr, Sicherheit 
und Katastrophenschutz

Barbara Pfister 
stellvertretende Fraktionsvorsitzende 
Sprecherin für Personal, Verwaltung, Frauen und  
Gleichstellung, Diversity

Dr. Philipp Dees 
Fraktionsvorsitzender 
Sprecher für Stadtentwicklung und Wohnen, Bauwesen

www.spd-fraktion-erlangen.de
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Blick zurück auf den Wahlkampf: 
Kasimir, mein ,,Wahlkampfheld“
von Felizitas Traub-Eichhorn

Auch wenn das Ergebnis des Kom-
munalwahlkampfes uns nicht zu-
frieden stellen kann, so bleibt für 
mich doch eine sehr positive Erfah-
rung: Unsere Aktionen wurden ge-
tragen durch viel Unterstützung aus 
der Partei. Dabei waren es nicht nur 
die Kandidatinnen und Kandidaten 
auf der Liste – und hier tatsäch-
lich auch und gerade viele auf den 
hinteren Listenplätzen – die mit-
machten, sondern auch „einfache“ 
Parteimitglieder. Stellvertretend für 
einige andere möchte ich Kasimir 
Kicin nennen. Er kam erst vor zwei 
Jahren, im StUB-Wahlkampf, zur 
SPD. Doch von Anfang an war es für 
ihn selbstverständlich, dass er aktiv 
dabei sein wollte. Seine Anzahl an 
Tür-zu-Tür-Einsätzen während des 
Kommunalwahlkampfes ist einfach 
nur beeindruckend. Vor allem war 
er immer zur Stelle, wenn wieder 
jemand kurzfristig absagte oder der 
Materialnachschub aus dem ABH 
nicht klappte. Dazu half er beim 
Austeilen und Plakatieren und war 
samstags am Stand, wenn es seine 
Arbeit als Altenpfleger zuließ. Völ-
lig uneigennützig widmete er seine 
freie Zeit fast ein halbes Jahr lang 
dem Wahlkampf: Für mich ist er 
ein „Wahlkampfheld“. Danke, lieber 
Kasimir! Als Zeichen meiner Wert-
schätzung bekommst du von mir die 
„Danke-Kerze“!

Kasimir Kicin (links), ein echter „Wahlkampfheld“. Fotos: Privat.
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Bericht aus Berlin
von Gabriela Heinrich

Liebe Genossinnen und Genossen,

Menschlichkeit, Mitfühlen, Helfen 
und Teilen: Begriffe, die wie aus der 
Zeit gefallen wirken. In der heuti-
gen Zeit zählt anderes: Jeder denkt 
an sich, und wer etwas möchte, der 
bedient sich. In der Weltpolitik falls 
nötig mit kriegerischen Mitteln, 
weil manches nur mit Krieg zu be-
kommen ist. So scheint es jeden-
falls, wenn man Nachrichten liest. 
Dass ein Krieg immer auch uner-
messliches Leid verursacht, Men-
schenleben kostet und das Leben 
für Menschen in Kriegsgebieten un-
erträglich macht, scheint irrelevant 
für die Beurteilung der Frage, ob ein 
Krieg sinnvoll ist.

Empathie und Hilfsbereitschaft 
werden nicht als Stärke gesehen, 
sondern als Schwäche. Humanitäre 
Hilfe wird von vielen Staaten nicht 
mehr als probates Instrument für 
politische Stabilität, Frieden und 
Gerechtigkeit gesehen, sondern als 
teures Hobby. Deshalb ziehen sich 
immer mehr Geldgeber zurück. Für 
2025 war ein Rückgang der huma-
nitären Hilfe von bis zu 17 Prozent 
prognostiziert worden, nachdem 
die Kürzungen der USA – traditio-
nell der größte Geldgeber – bekannt 
wurden. Doch auch Deutschland, 
Großbritannien und Frankreich, alle 
drei ebenfalls zentrale Geberländer, 
müssen den Gürtel enger schnallen 
und kürzen bei der humanitären Hil-
fe. Die OECD (Entwicklungsorgani-
sation der Geberländer) spricht von 
einer Entwicklung, die es in dieser 
Dimension bislang nicht gegeben 
hat. Und die Geldkürzungen haben 
konkrete Auswirkungen für die Men-
schen in Krisen- und Kriegsgebieten: 
Kleinere Lebensmittelrationen und 
eine schlechtere Gesundheitsver-
sorgung, weil weniger Leistungen 
angeboten werden können. Für Be-
troffene ist humanitäre Hilfe nicht 
nur ein netter Bonus, sondern sie ist 
existenziell. Und fällt sie weg, ist die 
Existenz bedroht.

Gabriela Heinrich (MdB), unsere Betreuungsabgeortnete in Berlin. 
Foto: Photothek Media Lab

Und eine weitere Entwicklung be-
droht humanitäre Hilfe. Zunehmend 
übernehmen private, gewinnorien-
tierte Organisationen und Unter-
nehmen die Versorgung von Men-
schen in Kriegs- und Krisengebieten. 
Beauftragt werden sie von Regie-
rungen oder Konfliktparteien. Dies 
birgt die Gefahr, dass Hilfe von poli-
tischen, wirtschaftlichen oder ande-
ren Interessen abhängig wird. Das 
prominenteste Beispiel für die Priva-
tisierung von humanitärer Hilfe ist 
die US-amerikanische Agentur Gaza 
Humanitarian Foundation (GHF), 
die in Gaza die Verteilung und Ver-
gabe von Hilfsgütern übernommen 
hatte. Und die den Schutz der hilfs-
bedürftigen Menschen in Gaza nicht 
garantieren konnte. Bei den Ausga-
bestellen kam es zu Chaos und Un-
ruhen und Menschen kamen ums 
Leben. 

Die SPD-Fraktion hat ein Positions-
papier veröffentlicht und sich damit 
klar für eine Stärkung der humani-
tären Hilfe ausgesprochen. Denn 
wer den Schutz der Menschenrech-
te ernst nimmt, der muss sich auch 
dafür einsetzen, dass Menschen in 
Kriegs- und Krisengebieten humani-
tär versorgt werden.

Wir setzen uns für eine verlässliche 
und bedarfsorientierte Finanzie-
rung ein. Wir wollen, dass die Ver-
einten Nationen und ihre huma-
nitären Unterorganisationen eine 

verlässliche, planbare und ausrei-
chend ausgestattete Finanzierung 
erhalten. Und wir wenden uns ent-
schieden dagegen, dass staatliche 
Mittel in private Firmen umgeleitet 
oder parallele Strukturen zu den 
bewährten Mechanismen der Ver-
einten Nationen aufgebaut werden. 
Geschieht dies dennoch, fordern wir 
einen Verhaltenskodex, der auch für 
private Unternehmen in der Nothil-
fe verbindlich ist.

Wer das SPD-Positionspapier in vol-
ler Länge lesen möchte, findet es hier:  
https://www.spdfraktion.de/the-
men/menschenwuerde-kennt-kei-
ne-grenzen 

Mit solidarischen Grüßen

Gabriela Heinrich
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Muttertag: Blumen statt Veränderung
Über Care-Krise, steigende Lebenshaltungskosten und die 
politische Verantwortung für echte Gleichstellung
Von Johanna Meyer

Am Sonntag, den 10. Mai ist es wie-
der so weit: Muttertag – oder: Die 
für mich wohl höflichste Form, ein 
strukturelles Problem zu ignorieren. 
Ein Strauß Blumen, ein paar warme 
Worte – und schon kann man sich 
einreden, Wertschätzung gezeigt 
zu haben. Währenddessen bricht im 
Hintergrund genau das System wei-
ter weg, das Mütter tagtäglich auf-
fangen.

Es beginnt nicht erst im Alltag, son-
dern schon bei der Geburt: Geburts-
stationen schließen, Hebammen 
fehlen, Wege werden länger. Wer 
heute ein Kind bekommt, merkt 
schnell, dass Verlässlichkeit kein Ver-
sprechen mehr ist, sondern Glücks-
sache. Und danach wird es nicht 
besser. Kitas im Notbetrieb, Schulen 
am Limit, Unterrichtsausfall als Nor-
malzustand. Das ist keine Ausnah-
mesituation mehr – das ist Alltag.
Und dieser Alltag hat eine klare Ad-
resse: Mütter.

Wenn die Schule anruft, klingelt ihr 
Telefon. Wenn Betreuung ausfällt, 
organisiert sie um. Wenn Arbeits-
zeit reduziert wird, dann meist ihre. 
Nicht, weil das individuell so gewollt 
ist, sondern weil sich strukturelle 
Schieflagen immer wieder in diesel-
be Richtung entladen. Gleichzeitig 
steigen Mieten, Energie- und Le-
bensmittelpreise. Weniger Einkom-
men trifft auf höhere Kosten – eine 
Gleichung, die politisch bekannt ist 
und trotzdem hingenommen wird.
Und selbst dort, wo Mütter sich be-
wusst dagegenstellen, werden sie 
markiert. Ich wurde schon als „taff“ 
bezeichnet, weil ich für mich einfor-
dere, von 8 bis 16 Uhr zu arbeiten. 
Als wäre das kein selbstverständ-
licher Anspruch, sondern eine be-
merkenswerte Ausnahme. Die Bot-
schaft dahinter ist klar: Norm ist das 
Zurückstecken – alles andere gilt als 
Abweichung.

Doch es sind nicht nur politische 
Entscheidungen, die diese Realität 
stabilisieren – es sind auch alltäg-
liche Reaktionen. Mein Mann wird 
gelobt, wenn er mit drei Kindern 
einkaufen geht. Ich bekomme im 
Zweifel den Kommentar, ob ich mei-
ne Kinder nicht besser im Griff habe. 
Das ist kein Einzelfall, das ist ein Sys-
tem von Erwartungen. Männer wer-
den für Beteiligung gefeiert, Frauen 
für Selbstverständliches bewertet.
Und genau hier zeigt sich, wie tief 
das Problem reicht: Es fehlt nicht nur 
an Geld, Personal oder Infrastruktur. 
Es fehlt an echter Solidarität. An 
einem Miteinander, das über die ei-
gene Lebensrealität hinausgeht. An 
dem selbstverständlichen Impuls, 
Verantwortung zu teilen – nicht nur 
im Privaten, sondern auch politisch.
Das betrifft auch uns als Partei. 
Wer Gleichstellung fordert, muss 
sie ermöglichen. Wer zu Sitzun-
gen einlädt, die für Eltern faktisch 
nicht machbar sind, produziert Aus-
schluss. Wer es nicht schafft, dass 
ein Kind im Raum kein Problem ist, 
sondern Normalität, hat ein struk-
turelles Problem. Und ja: Es wäre 
manchmal so einfach. Für die mitge-
brachten Kinder auch ansprechbar 
sein. Raum schaffen. Flexibler den-
ken. Machen wir aber zu selten.

Stattdessen bleibt es oft bei wohl-
meinenden Worten – und genau 
darin ähnelt die Parteipraxis oft er-
schreckend dem Muttertag selbst: 
symbolisch, aber folgenarm.

Solidarität bedeutet mehr. Sie be-
deutet, dass Nicht-Eltern Verant-
wortung mittragen. Dass wir über 
Umverteilung sprechen – auch über 
Besteuerung –, um Care-Arbeit end-
lich als das zu behandeln, was sie 
ist: gesellschaftlich notwendig und 
kollektiv zu tragen. Sie bedeutet, Le-
bensrealitäten nicht nur anzuerken-
nen, sondern aktiv mitzudenken.

Die unbequeme Wahrheit ist: Wir 
wissen all das längst. Und trotzdem 
ändert sich zu wenig.

Muttertag ist deshalb kein harmlo-
ser Anlass. Er ist ein Spiegel. Er zeigt, 
wie gut wir darin sind, Anerkennung 
zu inszenieren – und wie schlecht 
darin, Strukturen zu verändern.

Blumen sind schnell gekauft. 
Gerechtigkeit nicht.

Foto: Privat. (KI-generiert)
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Dauerbrenner Rente?
von Harry Schreyer

Üblicherweise gehe ich davon aus, 
dass einer Rede ein Sinn innewohnt. 
Manchmal jedoch erschließt sich mir 
der Sinn einer Rede entweder nicht 
sofort oder vielleicht gar nicht. Viel-
leicht bin ich da nur Durchschnitts-
bürger, der völlig ungeübt ist in kriti-
schem Denken, wie es Erich Fromm 
einmal ausgedrückt hat. Da wird 
man „schnell durch plausible Argu-
mente verführt“ und es fällt schwer, 
sich auf ein Thema zu konzentrieren 
„und zum Kern einer Sache vorzu-
stoßen“ (Erich Fromm; der seeli-
sche Zustand des gegenwärtigen 
Menschen, in: ders. Humanismus in 
Krisenzeiten; Texte zur Zukunft der 
Menschheit 2025; S. 40). Denn „die 
Sache“ scheint ja kompliziert und 
nicht für die Menschen, sondern von 
der Politik für bestimmte Interessen 
gemacht zu sein.

Hin und wieder geht ein Aufschrei 
durch die Republik, wenn beispiels-
weise Bundeskanzler Merz über 
Dinge spricht, die er zwar im Kopf 
hat, aber vom Bauch formulieren 
lässt. So ist das mit dem Stadtbild, 
den kleinen Paschas und jetzt auch 
mit der Rente. Dass ihm das ausge-
rechnet beim Jahresempfang des 
Bundesverbandes deutscher Banken 
passiert platziert eine zusätzliche 
Botschaft. Was also hat er gesagt? 

Ich zitiere aus der offiziellen Mit-
schrift vom 20.04.2026:
„… die gesetzliche Rentenversiche-
rung allein wird allenfalls noch die 
Basisabsicherung für das Alter sein. 
Sie wird nicht mehr ausreichen, auf 
Dauer den Lebensstandard zu si-
chern. Es müssen kapitalgedeckte 
Elemente einer betrieblichen und 
privaten Altersversorgung hinzu-
treten, und zwar in weit größerem 
Umfang, als wir sie gegenwärtig 
weitgehend auf der Basis von Frei-
willigkeit haben.“

Auf das erste Hören hin ist das ja 
nichts neues und für die SPD nichts 

Unbekanntes. Schließlich war es die 
SPD, die vor gut zwanzig Jahren ver-
suchte, die Rente komplett neu auf-
zustellen, erinnert die IG Metall in 
einer Mitteilung vom 25.02.2026. 
Dass es kein Erfolgsmodell wurde, 
führte nicht dazu, dass es verworfen 
wird. Es war eine Maßnahme der 
„Agenda 2010“, zu der auch „Hartz 
IV“, später „Bürgergeld“ und jetzt 
wieder „Grundsicherung“ gehörte. 
Mit der sogenannten „Riestertrep-
pe“ wurde das Rentenniveau schritt-
weise abgesenkt (von damals 53 % 
auf heute 48 %), die entstehende 
Lücke sollte durch eine private Vor-
sorge, nämlich die „Riesterrente“ 
aufgefangen werden. Deshalb hat 
der Finanzminister und SPD-Co-
Vorsitzender Lars Klingbeil ja im 
Februar 2026 einen Gesetzentwurf 
über eine erforderliche „grundle-
gende Reform der steuerlich geför-
derten privaten Altersvorsorge“ in 
den Bundestag eingebracht (BTDRS 
21/4088). Das Ziel ist es, mehr – bes-
ser: alle – Menschen zu überzeugen, 
eine steuerlich geförderte private 
Altersversorgung abzuschließen.
Das macht mich misstrauisch: Der 
Staat will den Abschluss und die 
Durchführung privater Altersvor-
sorge steuerlich fördern, obwohl die 
steuerlichen Zuschüsse zur gesetzli-
chen Rentenversicherung angeblich 
den Staatshaushalt gefährden? Wie 
hoch wird denn dieser Zuschuss aus 
Steuermitteln sein und was ist die 
Folge, wenn die Zuschüsse in private 
und nicht in die gesetzliche Alters-
vorsorge fließen?

Bärbel Bas, Ministerin für Arbeit und 
Soziales und SPD-Co-Vorsitzende be-
ziffert im Bundestag am 16.10.2025 
die Höhe des Bundeszuschusses zur 
gesetzlichen Rente auf etwa „ein 
Viertel der Leistungen“. Veronika 
Grimm, Wirtschaftsweise, nennt ei-
nen Anstieg des Bundeszuschusses 
zur Rente von 2003 bis 2021 von 77 
Mrd. € auf 122 Mrd. € jährlich und 
meint, deshalb sollte das Rentenein-
trittsalter an die Lebenserwartung 
gekoppelt werden (zitiert nach: Ingo 

Schäfer WSI vom 27.09.2024). Das 
impliziert zunächst ja, dass ein Bun-
deszuschuss aus Steuermitteln an 
die gesetzliche Rentenversicherung 
etwas Schlechtes sei. Ingo Schäfer 
weist im angeführten Beitrag je-
doch darauf hin, dass in der Privat-
wirtschaft der Bundeszuschuss aus 
Steuermitteln eher positiv darge-
stellt und sogar als „Rendite“ ver-
bucht wird.

Ich höre und staune: Bundeskanzler 
Merz führt den Bankern ja nicht nur 
vor, dass er sich eine den Lebens-
standard sichernde private Alters-
versorgung vorstellt, sondern er bit-
tet die Banken jetzt um Mithilfe und 
zwar für ein ganz anderes Ziel.

Zuerst: „Hier kommen Sie ins Spiel, 
die Banken. Wir brauchen dabei 
Ihre Unterstützung, nicht nur ma-
teriell, sondern auch ideell und ge-
sellschaftspolitisch. Zu zeigen, dass 
kapitalgedeckte Altersversorgungs-
systeme auch unabhängiger von De-
mografie und Arbeitsmarkt werden, 
wird ein wichtiger Beitrag sein, den 
wir alle, auch Sie, zur Reform dieses 
Altersvorsorgesystems leisten kön-
nen und müssen.“

Sodann: „… das, was wir da vor-
haben, betrifft wiederum in einem 
zweiten Aspekt unmittelbar Ihre 
Industrie, Ihre Unternehmen. Wir 
verbessern damit ja nicht nur die 
private und betriebliche Alters-
versorgung. Wir verbessern damit 
auch durchgreifend den deutschen 
Kapitalmarkt. Diejenigen, die mich 
kennen, wissen, dass ich seit Jahren 
beklage, dass wir in Deutschland 
eben keinen wirklich breiten und 
tiefen Kapitalmarkt haben – keinen 
Kapitalmarkt, der zur Altersvorsorge 
herangezogen wird, aber eben auch 
keinen Kapitalmarkt, der im Umfang 
zur Verfügung steht, der notwendig 
wäre, für die Finanzierung der Un-
ternehmen“.

Am Ende geht es dem Kanzler gar 
nicht um die Altersvorsorge, die ir-
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gendeinen Standard oder Wohlstand 
sichern soll, es geht um Geld, das in 
den Kapitalmarkt fließen muss, um 
die Finanzierung von Unternehmen 
sicherzustellen. Das ist „Staatsgeld“, 
nämlich die steuerlichen Zuschüsse 
zur privaten Altersversorgung und 
das ist das private Geld derer, die in 
die eigene Altersvorsorge investie-
ren. Im Klartext verstehe ich als poli-
tisch interessierter Bürger die Sache 

so: Da jemand, der privat (übrigens 
auch betrieblich) vorsorgt nur noch 
ein Produkt der Finanzindustrie kau-
fen kann, wird sein Geld nicht mehr 
dem Sozialsystem zur Verfügung 
stehen, sondern direkt als Gewinne 
der Finanzdienstleister an die Share-
holder durchgereicht werden. Diese 
entscheiden dann ohne demokrati-
sche Kontrolle darüber, wo und wie 
diese Gewinne investiert werden. 

Anders ist das bei der gesetzlichen 
Rentenversicherung, die nämlich 
neben dem Vorsorgecharakter auch 
einen Gerechtigkeitsaspekt enthält, 
nämlich über den Steuerzuschuss 
erfolgende Umverteilung gesell-
schaftlichen Vermögens von oben 
nach unten, statt von unten nach 
oben.

Deutschland sagt Nein: 
Ein Szenario des Ausstiegs aus völkerrechtswidrigen Praktiken

von Monika Fath-Kelling

Die deutsche Außen  und Sicher-
heitspolitik steht seit Jahren im 
Spannungsfeld zwischen Bündnis-
treue und völkerrechtlicher Verant-
wortung. Spätestens seit der öffent-
lichen Debatte über die Rolle der 
US-Airbase Ramstein bei US-Droh-
nenoperationen ist klar geworden, 
dass Deutschland nicht nur passiver 
Beobachter, sondern strukturell ein-
gebunden ist in militärische Pro-
zesse, deren Vereinbarkeit mit dem 
Völkerrecht nicht gegeben ist. Die 
Bundesregierung hat sich lange da-
rauf zurückgezogen, es gebe „keine 
Anhaltspunkte“ für völkerrechts-
widrige Handlungen von deutschem 
Territorium aus. Diese Haltung ist 
zwar bequem, aber weder politisch 
noch rechtlich tragfähig. Was wäre, 
wenn Deutschland sich entschlösse, 
diese Linie zu verlassen und konse-
quent zu handeln? 

Der Ausgangspunkt wäre eine poli-
tische Grundsatzentscheidung: 
Deutschland erkennt öffentlich an, 
dass es ernsthafte Hinweise auf 
völkerrechtswidrige Tötungen im 
Rahmen US amerikanischer Droh-
nenprogramme gibt und dass die 
technische Rolle Ramsteins da-
bei nicht länger ignoriert werden 
kann. Diese Anerkennung wäre kein 
Schuldeingeständnis, sondern ein 
Akt politischer Ehrlichkeit. Sie würde 
signalisieren, dass Völkerrecht und 

Grundgesetz nicht nur rhetorische 
Leitplanken für Sonntagsreden sind, 
sondern konkrete Handlungsmaß-
stäbe. Eine solche Erklärung würde 
die bisherige Doktrin der „blinden“ 
Bündnistreue ohne Nachfragen 
durchbrechen und den Weg für eine 
neue, souveräner Außenpolitik öff-
nen.

Auf diese Grundsatzentscheidung 
muss eine Phase grundlegender 
Transparenz folgen. Ein unabhän-
giges Expertengremium aus Völ-
kerrechtlern, Richtern und techni-
schen Fachleuten (also nicht die 
berühmten „Drei Affen“) würde be-
auftragt, die tatsächliche Rolle der 
Basis ernsthaft zu untersuchen. Sie 
müsste klären, ob und in welchem 
Umfang deutsche Infrastruktur zur 
Durchführung von Operationen ge-
nutzt wird, die „extralegal“ außer-
halb bewaffneter Konflikte statt-
finden, oder gegen das humanitäre 
Völkerrecht verstoßen könnten. Die 
Bundesregierung würde dem Bun-
destag offenlegen, welche Informa-
tionen über die Nutzung Ramsteins 
tatsächlich vorliegen, welche tech-
nischen Funktionen die Basis erfüllt 
und welche Risiken sich daraus er-
geben.   Damit würde Deutschland 
erstmals seit Jahrzehnten transpa-
rente Grundlagen schaffen für seine 
ungewollte (weil nicht vom Völker-
recht gedeckte) Einbindung in mili-
tärische Prozesse von Bündnispart-
nern.

Auf Basis dieser Erkenntnisse wür-
de die Bundesregierung „klare rote 
Linien“ gegenüber den USA formu-
lieren und erklären, dass die Nut-
zung Ramsteins nur im Einklang mit 
dem Grundgesetz und dem Völker-
recht zulässig ist. Diese Linien wä-
ren nicht antiamerikanisch, sondern 
völkerrechtskonform, das meint: 
keine Unterstützung für extralega-
le Tötungen, keine Unterstützung 
für völkerrechtswidrige Angriffe in-
nerhalb bewaffneter Konflikte, kei-
ne Unterstützung für Operationen 
ohne tragfähige Rechtsgrundlage, 
keine Unterstützung für Einsätze, 
die gegen UN Mandate oder das hu-
manitäre Völkerrecht verstoßen, kei-
ne Nutzung deutscher Infrastruktur 
für unverhältnismäßige oder unter-
schiedslose Angriffe, keine Mitwir-
kung an Verstößen gegen Art. 1 und 
Art. 2 GG.  

Deutschland würde die USA auf-
fordern, diese Standards vertraglich 
verbindlich zu bestätigen.  Damit 
würde Deutschland seine Souverä-
nität nicht gegen die USA richten, 
sondern für das Völkerrecht einste-
hen. Sollten die USA diese Bedingun-
gen akzeptieren, wäre das Szenario 
an dieser Stelle beendet: Ramstein 
bliebe bestehen, aber unter klaren 
rechtlichen Schranken. 
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Doch realistischerweise ist mit star-
ken Widerständen zu rechnen. Die 
USA betrachten Ramstein als un-
verzichtbaren Knotenpunkt ihrer 
globalen Militärarchitektur. Trans-
parenzforderungen oder Nutzungs-
beschränkungen würden als Miss-
trauensvotum interpretiert. Wenn 
Washington die geforderten Zu-
sicherungen verweigert, müsste 
Deutschland konsequent den nächs-
ten Schritt gehen: die funktionale 
Einschränkung der Basis. Diese Ein-
schränkung würde bedeuten, dass 
bestimmte Nutzungen – etwa die 
Weiterleitung von Steuerungsdaten 
für Drohnenoperationen außerhalb 
bewaffneter Konflikte – untersagt 
werden. Technische Komponenten 
könnten abgeschaltet oder nur unter 
deutscher Aufsicht betrieben wer-
den. Deutschland könnte stichpro-
benartige Inspektionen verlangen 
oder Meldepflichten für bestimmte 
Operationstypen einführen. Diese 
Maßnahmen wären rechtlich mög-
lich (!), politisch aber hochsensibel. 
Sie würden die transatlantischen 
Beziehungen belasten und könn-
ten zu einer teilweisen Verlagerung 
amerikanischer Kapazitäten führen.
Wenn die USA diese Einschränkun-
gen nicht akzeptieren oder um-
gehen, wäre der letzte Schritt un-
ausweichlich: die Kündigung der 
Stationierungsrechte. Der Aufent-

haltsvertrag sieht eine zweijährige 
Kündigungsfrist vor. Deutschland 
würde die Kündigung erklären und 
parallel ein Abzugsabkommen aus-
handeln. Die USA hätten Zeit, ihre 
Infrastruktur zu verlagern, Deutsch-
land hätte Zeit, seine sicherheitspo-
litische Architektur neu zu ordnen. 
Dieser Schritt wäre historisch – ein 
Bruch mit 70 Jahren sicherheitspoli-
tischer Praxis. Er wäre riskant, aber 
nicht chaotisch: Die NATO bliebe be-
stehen, Deutschland bliebe Teil des 
Bündnisses, aber die operative Ab-
hängigkeit von den USA würde sin-
ken.

Ein solcher Kurs hätte voraussicht-
lich tiefgreifende innenpolitische 
Folgen. Die Parteienlandschaft wür-
de sich neu sortieren: Einige würden 
den Schritt als Wiedergewinnung 
von Souveränität feiern, andere als 
sicherheitspolitische Selbstgefähr-
dung verurteilen. Die öffentliche 
Debatte würde erstmals offen die 
Frage stellen, was Deutschland si-
cherheitspolitisch wirklich will: ma-
ximale Bündnistreue zu den USA 
(Völkerrecht hin oder her...) oder 
eine stärker europäisch geprägte 
Verteidigungsarchitektur. Die Be-
völkerung müsste der Tatsache ins 
Auge sehen, dass moralische Prin-
zipien und militärische, wirtschaft-
liche und geopolitische Interessen 

einer Hegemonialmacht nicht im-
mer „kompatibel“ sind – und dass 
politische Reife bedeutet, diese 
Spannungen auszuhalten und sich 
ihnen gegenüber zu verhalten. (sie-
he Pedro Sanchez als Beispiel aus 
der jüngsten Vergangenheit)

Der Blick auf ein „Wir machen nicht 
mehr mit“-Szenario zeigt, dass ein 
solcher Kurs eben nicht nur ein mo-
ralisches Projekt wäre, sondern auch 
ein strategisches. Deutschland wür-
de sich nicht aus der Welt zurück-
ziehen, sondern seine Rolle darin 
selbstbestimmt definieren. Es wür-
de nicht antiamerikanisch handeln, 
sondern pro völkerrechtlich. Es wür-
de nicht Sicherheit aufgeben, son-
dern die relevanten Entscheidungen 
zur Sicherheit auf eine rechtskonfor-
me Grundlage stellen. Ein solcher 
Schritt wäre teuer, unbequem und 
konfliktträchtig – aber er wäre ehr-
lich. Und er würde Deutschland aus 
der Grauzone zwischen Mitwisser-
schaft und Ohnmacht herausführen, 
hinein in eine Politik, die Verantwor-
tung nicht nur fordert, sondern Ver-
antwortung übernimmt.

Schon gehört?
Deine Zufriedenheit 
zahlt sich aus!
Unsere Dankeschön-Prämie
Emp ehl uns weiter und freu Dich über 
einen Erlanger City-Gutschein im Wert von 

50 Euro¹ je geworbenen Girokonto-
Neukunden.
¹  Teilnahmebedingungen und rechtliche Hinweise: 

Angebot freibleibend. Die Teilnahme ist nur möglich, wenn sowohl der werbende 
Bestandskunde als auch der Neukunde volljährig sind und den Teilnahmebedingungen 
durch Unterschrift auf der Teilnahmekarte zustimmen. Der Prämienanspruch entsteht, 
wenn der geworbene Neukunde innerhalb von drei Monaten nach Eingang der Teilnahme-
karte einen rechtswirksamen Vertrag über ein classic GIRO oder direkt GIRO bei der Stadt- 
und Kreissparkasse Erlangen Höchstadt Herzogenaurach abschließt und zwei Monate in 
Folge ein monatlicher Geldeingang von mind. 500 Euro zu verzeichnen ist. 

QR-Code scannen und 
Teilnahmekarte ausfüllen!

sparkasse-erlangen.de/kwk
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Fortschreitende Militarisierung Europas unter 
deutscher Führung
plus die in aller Öffentlichkeit 
beschworene, bekräftigte und 
besiegelte Kampfgemeinschaft mit 
den selbsternannten Erben Ban-
deras ... soll das womöglich eine 
Neuauflage des Programms neuer 
– nun EUropäischer – Lebensraum 
im Osten werden?

Von Monika Fath-Kelling

Als ich der Presseerklärung von 
Kanzler Merz und dem abgelau-
fenen ukrainischen Präsidenten 
Selenskjy von Mitte April zuhörte, 
muss ich gestehen, dass mir – auf 
gut fränkisch – ganz „blümerant“ 
geworden ist. Angeblich wird da 
ein „höheres Maß an Unabhängig-
keit und Wohlstand für Europa“ 
generiert und proklamiert, indem 
man Selenskjy vom Kampfhund 
für Merzsche „Drecksarbeit“ zum 
heimlichen Herrn im Hause Europa 
„adelt“. Keine Verteidigungsindust-
rie sei „innovativer geworden als die 
der Ukraine“, schwärmt Merz, be-
sonders erwähnt er den besonderen 
„Nutzen für Deutschlands Sicher-
heit (??) und Wohlstand (?!)“. (Bei 
galoppierendem Abbau von Bürger-
rechten und den Errungenschaften 
der Nachkriegszeit einer „Sozialen 
Marktwirtschaft“ spüren wir bereits 
schmerzhaft, für wen sich da der 
steigende Wohlstand generiert!)

Der künftige EU-Beitritt der Uk-
raine wird zu „strategischer Be-
deutung“ hochstilisiert, Selenskjy 
tönt im Brustton der Überzeugung 
„Deutschland und die EU „brauchen 
die Ukraine als vollwertigen Part-
ner“. Im „ewigen“ ceterum censeo 
fordert Merz wiederum Friedens-
verhandlungen gemäß euro-ukrai-
nischer Wunschvorstellungen, ver-
bunden mit der Aufforderung an 
Russland „diesen Krieg schnellst-
möglich zu beenden (?!) den „Russ-
land hat keine Chance ihn zu gewin-
nen“ ...

Nebenbei erfährt man, dass der 
„Austausch digitaler Gefechtsdaten“ 
sowie die „Entwicklung neuer, ge-
meinsamer Waffensysteme“ auf Ba-
sis dieser Daten beschlossene Sache 
sind. Sowie die Umsetzung gemein-
samer Planung und Herstellung von 
Drohnen und anderem Kriegsgerät 
beschleunigt werde. Deutschland ist 
bereits Werkbank für den Ukraine-
krieg - und den erwarteten Schlag-
abtausch NATO versus Russland (es 
gehen seit längerem Gerüchte von 
2029, bis dahin wird wahrscheinlich 
auch der sprunghafte -um nicht zu 
sagen unzurechnungsfähige POTUS 
Trump Geschichte sein, und dann 
kann planungskonform unaufgereg-
ter fortgeschritten werden...). Das 
alles wirkt wie ein großer, weiterer 
Schritt aus der Grauzone heraus in 
einen offenen Kriegsbeitritt.

Die russische Seite hat zur Frage 
einer Kriegsbeteiligung bereits öf-
fentlich festgestellt: Deutschland 
ist ein strategischer Partner, der als 
militärisches Hinterland fungiert, 
der durch aktive Unterstützung von 
Gefechtseinsetzung über Planung, 
das zur Verfügungstellen von Ziel-
daten, als Waffenschmiede und als 
Ausbilder von Kampfeinheiten, ja 
sogar als direkter Kombattant ohne 
Hoheitszeichen mitwirkt, ist bereits 
stiller Kriegsteilnehmer. Noch hagelt 
es bei uns keine Haselnüsse, aber 
was nicht ist, kann bekanntlich noch 
werden...

Da wäre dann noch das menschlich-
allzumenschliche: Als „Freund“ des 
in der Frage der zu rekrutierenden 
Frontkämpfer unter starkem Druck 
stehenden Selenskjy verspricht 
Merz sein Möglichstes zu tun, um 
für „fairness“ zu sorgen, sprich:  
kriegsunwillige junge Ukrainer zü-
gig an ihre „patriotische Pflicht“ zu 
erinnern, indem er ihnen den Auf-
enthaltsstatus in Deutschland ent-
zieht.

Umfragen bescheinigen Merz und 
Selenskjy derweil „großen Rückhalt“ 
bei ihren jeweiligen Wählern. (Die 
Fragestellungen der Umfragen wer-
den, leider leider, nie mitgeliefert).
Und zum Abschluss schreibe ich 
denjenigen, die die Augen vor der 
neuen Wirklichkeit verschließen 
und all die eskalierende Brutalität 
der „Zeitenwende“ nicht an sich he-
ranlassen möchten, indem sie sich 
nach der vergangenen „Pax Ameri-
cana“ zurücksehnen und im trans-
atlantischen Märchenland bleiben 
möchten, in ihr Stammbuch:

Die „pax americana“ war und ist in 
meinen Augen das weltweit räube-
rischste und blutigste System der 
Neuzeit. Was an Zivilisten getötet, 
verstümmelt und entwurzelt wur-
de, was an Kulturgütern vernichtet 
wurde, was durch völkerrechtswidri-
ge Sanktionen, Blockaden, geheim-
dienstlich organisierte Regime-
change-Operationen, militärischen 
Interventionen, bis hin zur Andro-
hung kompletter zivilisatorischer 
Auslöschung einer jahrtausende-
alten Kultur in Persien/Iran verbro-
chen wurde, lässt sich hier sicher 
nicht in Gänze auflisten.

Niemand kann und sollte sich solche 
“Verhältnisse zurückwünschen”.

Im Übrigen kann das auch das kurze 
„goldene Zeitalter“ für eine Minder-
heit der weltweiten Nationalitäten 
unter einem in der Vergangenheit 
nach dem WK2 noch „rund“ und 
„unaufgeregt“ funktionierenden 
US-Imperialismus nicht die jetzt 
praktizierte zügellose Recht- und 
Gesetzlosigkeit „aufwiegen“.
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Protokoll Distriktversammlung  
Tennenlohe vom 22.04.2026

TOP 1: Ortsbeirat
Wir besprechen das weitere Vor-
gehen für den OBR. CSU, SPD und 
Grüne erhalten jeweils zwei Sitze, 
einer geht an die AfD. Rolf hat sich 
mit den Verantwortlichen der Grü-
nen und der CSU, Michael Galster 
und Herbert Lerche, in Tennenlohe 
bereits ausgetauscht bezüglich des 
OBR-Vorsitzes. Da Rot-Grün als tak-
tisch unklug angesehen wird, sollen 
SPD, CSU und Grüne den Vorsitz für 
jeweils zwei Jahre übernehmen. 
Wir raten Rolf dazu, dass er auf die 
ersten zwei Jahre als Vorsitzender 
bestehen soll. Zum einen, da er nicht 
die volle Legislaturperiode im OBR 
bleiben möchte und zum anderen 
auch aufgrund des dürftigen Füh-
rungsstils des bisherigen Vorsitzen-
den der CSU.
Als Stellvertreter werden Gert und 
Felix bestimmt.

TOP 2: KMV vom 24.03.
Die KMV wurde durchweg positiv 
aufgenommen. Es erfolgten keine 
gegenseitigen Schuldzuweisungen 
und es kam keine negative Stim-
mung auf. Eher versöhnliche Stim-
mung mit einer Würdigung der 
Arbeit und Leistung im Wahlkampf. 
Dies ist unter anderem der Rede von 
Dietmar Hahlweg zu verdanken, 
der als Erstredner Zusammenhalt 
beschwor, aber auch mahnend auf-
trat, dass man mit den Bürgerinnen 
und Bürgern ins Gespräch kommen 
müsse. Auch wenn die Diskussion 
kontrovers oder schwierig werden 
könne.
Rolfs Redebeitrag ging in eine ähn-
liche Richtung. Die SPD müsse nicht 
nur aus theoretischen Konstrukten 
argumentieren, sondern sich eben-
falls um die Menschen zu kümmern.
Wir sehen mit Spannung der mor-
gigen KMV entgegen, bei der der 
Wahlkampf deutlicher aufgearbei-
tet werden soll.

TOP 3: Stichwahl
Im Vorfeld der Stichwahl konnte 
man bereits trotz eines farblosen 
Volleths einen gewissen Wechsel-

wunsch während des Tür-zu-Tür 
Wahlkampfs wahrnehmen, was un-
ter anderem ein Grund für die ver-
lorene Stichwahl sein dürfte. Bei der 
folgenden Aufarbeitung darf man es 
sich dennoch nicht zu einfach ma-
chen und alles auf einen Sünden-
bock schieben. Wir möchten Florian 
danken für seine Arbeit und für das, 
was er in den letzten zwölf Jahren 
erreicht hat.
Wir sehen auch, dass die Niederla-
ge vielmehr auf einer Mischung aus 
unpopulären Entscheidungen, wie 
der Grundsteuererhöhung kurz vor 
der Wahl, einer gewissen Stand- bis 
Sturhaftigkeit im Umgang mit an-
deren Meinungen in der Stadt bei 
Herzensprojekten der SPD und der 
Instrumentalisierung der StuB und 
der Finanzkrise der Stadt durch die 
Presse fußt.

TOP 4: Aktuelles aus der Welt
Über das Thema Aufarbeitung kom-
men wir auf die Bundes-SPD zu 
sprechen, deren Vorsitzender Lars 
Klingbeil der versprochenen Auf-
arbeitung nach der Bundestagswahl 
schuldig bleibt. Wir sehen einen be-
sorgniserregenden Trend in unserer 
Partei, dass führende Figuren mehr 
und mehr den Kontakt zum Dur-
schnittsbürger verlieren, beispiels-
weise in München oder Baden-
Württemberg.
Auch das duckmäuserische Verhal-
ten in der GroKo trägt nicht positiv 
zum Gesamtbild der SPD im Land 
bei. Man hat den Eindruck, dass Vor-
schläge von Seiten der Union über 
sich ergangen lassen werden, nur 
um den sogenannten Koalitionsfrie-
den zu wahren. 
Auch die momentane Finanzpolitik 
ist nicht von Vorteil für ärmere Men-
schen, beispielsweise eine geplante 
Mehrwertsteuererhöhung. Anstatt 
die immer weiterwachsende Ver-
mögensungleichheit zu bekämpfen, 
werden Maßnahmen geplant, die 
unsere Wirtschaft in der Konsumkri-
se weiter bremsen werden.
Wir kommen ebenfalls noch auf 
das Thema Trump und Iran zu spre-
chen. Mit Blick auf die kommenden 
Midterms ist es spannend zu be-
obachten, dass Trumps Rückhalt 

Aus den Distrikten und Arbeitsgemeinschaften
Distrikt Tennenlohe

Vorsitzender

Rolf Schowalter
RolfSchowalter@t-online.de
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Liebe Genossinnen und Genossen, 

wir laden herzlich ein zu unserer 
Jahreshauptversammlung am

Mittwoch, 13.05.2026, 
19:30 Uhr 

Gaststätte „Zum Schloss“, 
Schlossgasse 7 

 
Tagesordnung (vorläufig): 
1.	 Berichte
2.	 Rückblick auf 30 Jahre Distrikt-

entwicklung
3.	 Rechenschaftsbericht des Vor-

standes für das Berichtsjahr 
2025/26

4.	 Bericht des Kassenführers
5.	 Entlastungen
6.	 Neuwahlen
7.	 Übergabe des Distriktvorsitzes
8.	 Überlegungen zur Regulierung 

des Internets
9.	 Verschiedenes 

Für den Vorstand
Rolf Schowalter

Weitere Termine: 
Distriktversammlungen am 10.06. 
und am 15.07. jeweils 19.30 Uhr 
Ort: Gasthaus Zum Schloss

Protokoll Distriktversammlung  
West vom 25.04.2026

Zu Beginn unserer Distriktsitzung ge-
denken wir unseres verstorbenen Ge-
nossen Zafer Titiz. 
Dann beschäftigen wir uns mit dem 
für uns desolaten Ausgang der Kom-
munalwahl. Katrin Hurle verweist 
auf einige auffällige Trends im Stadt-
westen: Generell ist die Situation für 
die SPD im Stadtwesten schlechter 
als in der Innenstadt und dem Osten. 
In Büchenbach waren das Dorf und 
das Gebiet um die Aschaffenburger 
Straße besonders schlecht, während 
wir überdurchschnittlich gute Ergeb-
nisse in den Neubaugebieten und der 
Reuth erzielen konnten. In Alterlan-
gen war Steinforst Süd-Ost (Bereich 
um die Damaschkestraße) besonders 
schlecht, vergleichsweise gut da-
gegen Heiligenloh Süd. Die OB-Wahl 
folgte dem gleichen Trend. Die AfD-
Hochburgen blieben gleich: Würzbur-
ger Ring, Donato-Polli-Straße, Aschaf-
fenburger Str. und Europakanal Nord/
Süd.

Philipp Dees ergänzt, dass im Wahl-
kampf von der politischen Konkurrenz 
eine starke Anti-Kampagne gegen 
den OB betrieben wurde, der schließ-
lich mit ca. 1500 fehlenden Stimmen 
verlor. Als Konsequenz bleibe uns nun, 
noch mehr vor Ort präsent zu sein, z.B. 
durch Mitgliedschaft in Vereinen oder 
auch Blaulichtorganisationen.  
In der anschließenden Diskussion 
wenden sich die Distriktmitglieder 
ganz klar gegen eine Zusammen-
arbeit unserer Partei im Stadtrat mit 
der CSU plus dann für eine Mehrheit 
notwendigen Dritten wie der FDP. Wir 
sollten auf keinen Fall die Mehrheits-
beschaffer für konservative Politik 
sein. Der Distriktvorstand wird beauf-
tragt, die Kreisvorsitzenden darum zu 
bitten, dass im Falle derartiger Ge-
spräche eine KMV einzuberufen sei.
Günter Winkelmann erklärt seine Be-
reitschaft, im Stadtteilbeirat Büchen-
bach weiterzumachen. Bis zur Dist-
riktsitzung am 22.4. sollen Vorschläge 
zur Besetzung der Beiräte gemacht 
werden und dann in dieser Sitzung 
darüber befunden werden.  

Distrikt West

Vorsitzende

Katrin Hurle
katrin9290@googlemail.com

Felizitas Traub-Eichhorn
Felizitas.Traub-Eichhorn@fen-net.de

unter den Republikanern langsam 
Risse bekommt. Durch den gestie-
genen Rohöl Preis ist der Irankrieg 
ein Treiber für die Energiewende. 
Immer mehr Menschen überlegen, 
auf Wärmepumpe, E-Auto etc. um-
zusteigen. Daran ändert auch Ka-
tharina Reiches korruptes Vorgehen 
nichts, auch wenn sie sich alle Mühe 
gibt.

TOP 5: Historisches
Am heutigen Tag jährt sich die 
Zwangsvereinigung von SPD und 
KPD in der Sowjetischen Besat-
zungszone zum 80sten mal. Trotz 
breiter Ablehnung der SPD im Wes-
ten, nur in der SBZ wurde darüber 
abgestimmt, wurde am 22.04.1946 
auf Drängen Moskaus die Zwangs-
vereinigung in der SBZ beschlossen.
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Distrikt OSt

Vorsitzender

Felix Klingert
felix.klingert@gmail.com

Liebe Genossinnen und Genossen,
 
hiermit möchten wir Euch einladen 
zu unserer Distriktssitzung am  

Dienstag, den 19.05.2026, 
um 19:00 Uhr im Brücken-
paulus (Pizzeria Romano, 

Schronfeld 74).

In der Sitzung möchten wir uns im 
Stammtisch-Format zu aktuellen 
politischen Themen austauschen.

Wir freuen uns auf euch!

Bitte meldet euch bei Fragen oder 
anderweitigen Anliegen per Mail: 
felix.klingert@gmail.com.

Solidarische Grüße,
Sandra, Simon und Felix.

Weitere Termine 2026 im Überblick:
•	 Mittwoch 17. Juni, 19 Uhr: Dis-

triktsitzung im Brückenpaulus 
(Pizzeria Romano, Schronfeld 
74)

Liebe Genossinnen und Genossen, 

Unsere nächste Distriktssitzung fin-
det statt am 

Mittwoch, den 20.05.2026, 
um 20:00 Uhr,  

AWO-Stadtteilcafe 56Nord, 
Büchenbacher Anlage 27 

In unserer Distriktsitzung am 
20.5.2025 wollen wir uns mit dem 
Thema Ukraine und Ukrainer*Innen 
in Erlangen beschäftigen. Fachkundi-
ge Informationen wird uns dazu Pe-
ter Steger geben, der schon vor dem 

Ausbruch des Krieges enge Kontakte 
in die Ukraine hatte. Seit Kriegsaus-
bruch unterstützt und betreut er 
ukrainische Flüchtlinge in Erlangen, 
organisiert die Hilfe für Browary und 
ist mittlerweile auch in den Vorstand 
des Partnerschaftsvereins Nürnberg-
Charkiw gewählt worden. In vielen 
Aktionen und in den sozialen Netz-
werken erinnert er an den Krieg und 
seine Folgen für die Bevölkerung. Zu-
dem wird eine Ukrainerin davon be-
richten, wie sie und ihre Familie sich 
in Erlangen eingelebt haben.

Solidarische Grüße,
Felizitas Traub-Eichhorn

Distrikt Innenstadt

Vorsitzende

Sana Al-Maskari
sana.almaskari95@gmail.com

Clemens Heydenreich
clemens.heydenreich@web.de

Liebe Genossinnen und Genossen,
 
Wir laden herzlich ein zu unserer 
Mai-Sitzung am 

Dienstag, den 19.05.2026, 
um 20:00 Uhr in der  

„Kulisse“ (Theaterstr. 8, 
Nebenzimmer oder  
bei warmen Wetter  

auch Innenhof).

Wir haben an diesem Tag eine wich-
tige Pflichtaufgabe zu erledigen: 
Die offizielle Nominierung der vier 
Personen, die unser Distrikt nach 
der Sommerpause in den neu zu 

besetzenden Stadtteilbeirat Innen-
stadt entsendet. Schon im Vorfeld 
der April-Sitzung haben sich Cle-
mens Heydenreich und Lisa Kauf-
mann bereit erklärt, als reguläre 
Beiratsmitglieder zu kandidieren, 
und Matthias Schmid und Duaa 
Abuelqomsan stehen als Stellver-
treter:innen zur Verfügung. Nun 
wollen wir in möglichst großem 
Kreis eventuelle weitere Kandidatu-
ren besprechen sowie die endgülti-
ge Wahl vollziehen.

Wir freuen uns auf euch! Solidari-
sche Grüße,
Clemens Heydenreich &  
Sana Al-Maskari
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Distrikt Süd

Vorsitzender

Andreas Richter
andreas.m.j.richter@web.de

Protokoll der Versammlung  
Distrikt Süd

Datum: 25.03.2026; 
Uhrzeit: 20:00 Uhr; 
Ort: Bürgertreff Berliner Platz
Teilnehmende: Andreas Richter; 
Luis Strobel; Robert Thaler; Günther 
Laurer, Jasmin Molz; 
Entschuldigt: Christoph Bartschat
Protokoll: Jasmin Molz

1. Aktuelles aus dem Kreisvorstand
•	 Kurze Info über die Inhalte der 

KMV am 24.3.2026

2. Aktuelles aus dem Stadtrat
Nächste Sitzung findet am 
26.03.2026 statt
•	 Andreas berichtet aus dem 

Stadtrat über folgende Schwer-
punkte: u.a. ein Thema war, das 
das Gehalt der E-Werk Mitarbei-

ter wieder auf 100% gesetzt 
werden soll. 

3. Aktuelles aus dem Stadtteilbeirat
•	 Der Distrikt Süd hat weiterhin 2 

Sitze im Stadtteilbeirat Süd. 
•	 Durch die Ergebnisse der Kom-

munalwahl hat sich die Sitzver-
teilung in einigen Distrikten ver-
ändert. 

•	 Die Nominierung der Vertreter-
Innen für den Stadtteilbeirat 
steht für die nächste Distrikts-
versammlung an. 

4. Sonstiges
•	 Austausch über die Ergebnisse 

der Kommunalwahl und Sitzver-
teilung im Stadtrat. 

Ende der Sitzung: 21:30Uhr

Distrikt Anger-Bruck

Vorsitzende

Pia Jacobi
pj@koserl.de

Emil Fischer
emil-fischer@mailbox.org

Unsere letzte Sitzung vom 
04.04.2026

Bei unserer letzten Sitzung haben 
wir gemeinsam einen ehrlichen 
Blick auf die vergangenen Wochen 
geworfen – und gleichzeitig den 
Blick nach vorne gerichtet.

Wahlanalyse: Was können wir bes-
ser machen? 
Munib Agha hat uns in einem klei-
nen Referat die Wahlergebnisse nä-
hergebracht. Die Zahlen aus Anger 
und Bruck haben uns zu denken ge-
geben: Die Ergebnisse sind spürbar 
zurückgegangen, und zwar nicht 
weil das Interesse fehlt, sondern 
weil es uns diesmal schwerer gefal-
len ist, Menschen zu erreichen und 
zu mobilisieren. Die entscheidende 
Frage, die uns nun beschäftigt ist, 
wie wir unsere Wählerinnen und 
Wähler künftig besser ansprechen.

Rückblick auf den Wahlkampf: Zu-
sammenhalt als Stärke 
Was uns im Rückblick wirklich ge-
freut hat: Der Zusammenhalt im 
Distrikt war ausgesprochen gut. 
Der Wahlkampf hat uns wirklich 
Spaß gemacht, Pia und Ich hatten 
das große Glück, mit wunderbaren 
Menschen und einem Wunderbaren 
Kreis zusammenzuarbeiten. Gleich-

zeitig müssen wir ehrlich benennen, 
wo der Schuh drückt: In den großen 
Bereichen Anger und Bruck fehlen 
uns schlicht die Menschen, die an-
packen. Das ist eine Herausforde-
rung, der wir uns stellen müssen.

Wo wollen wir hin? 
Um den Distrikt fit für die Zukunft 
zu machen, haben wir einige kon-
krete Schwerpunkte besprochen:
•	 Neue Mitstreiterinnen und Mit-

streiter gewinnen: Wer Lust hat 
mitzumachen, ist herzlich will-
kommen.

•	 Sitzungen attraktiver gestalten: 
Mit interessanten Vorträgen 
und Gästen wollen wir mehr Le-
ben reinbringen.

•	 Sichtbarer werden: Ob Social 
Media, unsere Zeitung (zweimal 
im Jahr) oder regelmäßige Inse-
rate im Monatsspiegel: Wir wol-
len präsenter sein.

Stadtteilbeirat: Nominierungen am 
30. April 
Noch ein wichtiger Hinweis zum 
Schluss: Am 30. April wählen wir un-
sere Nominierungen für den Stadt-
teilbeirat. Eine Einladung mit allen 
Details geht / ging euch rechtzeitig 
per E-Mail zu.

Emil Fischer
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Distrikt DechsenDorf

Vorsitzende

Tanja Amon
tut.amon@gmx.de

Gerhard Carl
carlerlangen@t-online.de

Bericht über die SPD-Distriktver-
sammlung in Dechsendorf am 
25.03.2026

Distriktvorsitzende Tanja Amon be-
grüßt recht herzlich die anwesen-
den Mitglieder in der Sportgaststät-
te des FC Dechsendorf.
Die Mitglieder werden über das 
Kommunalwahlergebnis in Dech-
sendorf und der Gesamtstadt infor-
miert.
Für die SPD ist das Wahlergebnis 
sehr enttäuschend. Die Erwartung 
war, dass Florian Janik wieder zum 
Oberbürgermeister gewählt wird 
und dass bei der Stadtratswahl die 
SPD-Stadtratsfraktion von 11 Sitzen 
auf mindestens 13 Sitze zulegt.
Im Wahlkampf wurde in Dechsen-
dorf das Kommunalwahlprogramm 
2026-2032 an alle Haushalte ver-
teilt, Plakatständer aufgestellt und 
die Kandidierendenbroschüre ver-
teilt. Vor der OB-Stichwahl wurde 
der Flyer „Janik wählen“ an alle 
Haushalte verteilt. Was zu kurz kam, 

war der Haustürwahlkampf. Da in 
Dechsendorf bei der SPD die Perso-
nalressourcen sehr begrenzt sind, 
konnte kein intensiver Wahlkampf 
von Tür-zu-Tür geführt werden. Ein 
Wahlkampf ohne direkten Kontakt 
zu den Bürgerinnen und Bürgern 
und begrenzt auf die Plakatierung 
und Flyerverteilung kann nicht zum 
gewünschten Erfolg führen. Es ist 
daher eine kritische und gründliche 
Bestandsaufnahme über die Gründe 
des Wahlausgangs erforderlich.
Das Kommunalwahlergebnis in 
Dechsendorf kam für die Mitglieder 
jedoch überraschend. Tanja Amon 
als Ortsbeiratsvorsitzende hat in 
den letzten sechs Jahren eine aus-
gezeichnete und bürgernahe Arbeit 
geleistet. Ihr Führungsstil kam gut 
an und die Ortsbeiratssitzungen 
waren, bis auf wenige Ausnahmen, 
gut besucht. Die Bürgerinnen und 
Bürger konnten Fragen stellen und 
wurden ausführlich informiert.
Bei der Stadtratswahl am 08.03.2026 
ergab sich für die SPD in Dechsen-
dorf im Vergleich zur Stadtratswahl 
2020 folgendes Ergebnis:

Sitzverteilung im Ortsbeirat Dech-
sendorf (7 Sitze) ab 01.05.2026:
CSU 3 Sitze, SPD 1 Sitz, Grüne/GL 1 
Sitz, Erlanger Linke 1 Sitz, AfD 1 Sitz.

		  2026  	     2020       Abweichung    ER 2026
CSU      		 42,1 %      40,4 %     + 1,7 %               30,3 %
SPD               	 18,0 %      20,7 %     -  2,7 %               18,9 %
Grüne (GL)         16,4 %      19,3 %     -  2,9 %               23,2 %
Erlanger Linke     6,2 %         2,9 %     + 3,3 %                 9,4 %
Freie Wähler        4,0 %         3,1 %      - 0,9 %                 3,8 %
FDP                         3,6 %         4,8 %      - 1,2 %                 4,4 %
ÖDP                        3,0 %         4,4 %      - 1,4 %                 3,4 %
AfD                          6,6 %        2,7 %      + 3,9 %                 6,7 %

Tanja Amon berichtet über die letzte 
Ortsbeiratssitzung am 24.02.2026:

TOP 1: Punktuelle Sanierung Grund-
schule Dechsendorf
In der letzten Sitzung des Ortsbei-
rats wurde die Verwaltung gebeten, 
Möglichkeiten aufzuzeigen, inwie-
weit dringliche Maßnahmen gemel-
det und ggf. ausgeführt werden.
Die Haushaltsvorgaben lassen drin-
gende und unaufschiebbare Maß-
nahmen insbesondere zur Instand-
setzung und Vermeidung weiterer 
Schäden grundsätzlich zu. Diese wer-

den nach Meldung zeitnah angegan-
gen.
Um dem gemeldeten Wassereintrag 
am Dach der Turnhalle zu begegnen, 
wurden entsprechende Schritte ein-
geleitet, die in den Osterferien be-
gonnen werden sollen. Zudem mel-
det die Verwaltung, dass nach der 
Sicherheitsbegehung punktuelle Ver-
besserungen abgearbeitet wurden.

TOP 2: Abfischen Dechsendorfer 
Weiher im Herbst 2026 
Das Amt für Umweltschutz und Ener-
giefragen hat mitgeteilt, den Dech-
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sendorfer Weiher im Herbst 2026 
abzulassen. Die Mitteilung wird in 
der Sitzung des UVPA am 10.03.2026 
erfolgen. 
Anwesende Ortsbeiratsmitglieder 
wünschen, dass diese Maßnahme 
erst nach den Sommerferien erfol-
gen soll. 
Darüber hinaus bittet der Ortsbeirat, 
den Bootsverleih zu informieren und 
die Maßnahme mit ihm abzustim-
men.

TOP 3: Anbindung Busverkehr in 
Dechsendorf 
Dies betrifft folgende Unterpunkte: 
•	 Linie 283 über Landkreis oder 

weiterhin als städtischer Bus? 
Die Linie 283 wird weiterhin als 
städtischer Bus bis nach Dech-
sendorf fahren   (Endhaltestelle 
Dechsendorfer Weiher). 

•	 Anbindung   Buslinie 205 am Dech-
sendorfer Weiher/Loheweg?       
Die Buslinie 205 wird vom Land-
kreis betrieben. Eine Befahrung 
der Naturbadstraße wird vom 
Landkreis ERH abgelehnt.  

Aus der Bürgerschaft wird der 
Wunsch geäußert, sich weiterhin für 
Fahrten im Sommer an Sonntagen 
zum Dechsendorfer Weiher einzu-
setzen.

TOP 4: Nahversorgung in Dechsen-
dorf – Flächenbedarf „Tante M“
Es wird berichtet, dass die städtische 
Wirtschaftsförderung aktiv bei der 
Suche nach einer geeigneten Fläche 
eingebunden und im Hintergrund tä-
tig ist. Neue Ergebnisse gibt es nicht 
zu berichten.

TOP 5: Bericht der Verwaltung 
In der vorangegangenen Sitzung wur-
de berichtet, dass das Holz-Treppen-
geländer in der Hohlgasse morsch ist 
und erneuert werden müsse.
Die Verwaltung hat sich der Sache 
angenommen und das neue Trep-
pengeländer (rostfreier Stahl) inzwi-
schen montiert.

TOP 6: Mitteilungen zur Kenntnis 
Bürgerbus Update:
Durch Zusagen einer ortsansässigen 
Spenderin und einer örtlichen Bank 
ist die Finanzierung für die nächsten 
3 Jahre gesichert. Für den Vertrag mit 
der Gemeinde Heßdorf müssen noch 

organisatorische Details geklärt wer-
den. 
Die Frequenz der Fahrten und die 
Fahrtroute sollen wie bisher beste-
hen bleiben. Es bleibt auch bei den 
ehrenamtlichen Fahrern.
In diesem Rahmen ist eine Nutzung 
des Busses durch andere Vereine 
nicht möglich.
Auswertung Röttenbacher Straße – 
Tempo 30
Es werden die Ergebnisse der Zah-
len von 2023 und 2024 vorgetragen, 
wonach der Kfz-Verkehr insgesamt 
zurückgegangen ist. Aufgrund einer 
Straßensperrung wurde 2025 keine 
Zählung durchgeführt. Die nächs-
te Zählung findet im Sommer 2026 
statt. Es wird vorgeschlagen, diese 
Zählung abzuwarten und danach im 
Ortsbeirat zu beraten.
Brücke über den Main-Donau-Kanal 
– Wann beginnt der Bau? 
Die Projektverantwortung liegt beim 
Staatlichen Bauamt Nürnberg. Laut 
einer aktuellen Pressemitteilung ist 
der Baubeginn im Sommer 2026 vor-
gesehen.
Sperrung des Dechsendorfer Damms 
(ab wann und wie lange ?)
Mit den Sanierungsmaßnahmen 
wird im Anschluss an die Erlanger 
Bergkirchweih, am 02.06.2026 be-
gonnen. Die Vollsperrung soll bis 
zum Ende der Sommerferien 2026 
andauern. Notwendige Umleitungen 
werden in Abstimmung mit allen 
weiteren Maßnahmen und Beteilig-
ten abgestimmt.
Geltung der Baumschutzverordnung 
für Dechsendorf aufheben
Ein Bürger bittet den Ortsbeirat, sich 
dafür einzusetzen, die Geltung der 
Baumschutzverordnung für Dech-
sendorf aufzuheben. Seit mehreren 
Jahren ist er in der Verwaltung vor-
stellig, da er auf seinem Grundstück 
einige große Bäume entfernen und 
durch Ersatzpflanzungen ersetzen 
möchte. Die vielen Schneebrüche 
dieses Winters hätten gezeigt, dass 
die Vorgaben der Baumschutzverord-
nung nicht mehr zeitgemäß sind. 
Dem Vorschlag, dieses Thema in der 
nächsten Sitzung des Ortsbeirats zu 
behandeln und dazu einen Vertreter 
der Verwaltung einzuladen, wird zu-
gestimmt.

Gerhard Carl
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Jusos

Vorsitzende

Chantal-Sophié Eidt
sophie.eidt@web.de

Fabian Foith
fabian.foith@icloud.com

info@jusos-erlangen.de

Liebe Jusos, 

im Mai 2026 treffen wir uns: 
•	 am Dienstag, den 12.05. um 

19:30 Uhr 
•	 am Dienstag, den 26.05. –  

Jusos am Berg 

Das Thema für die erste Sitzung 
wird wie gewohnt über Instagram 
und über den WhatsApp Channel 
bekannt gegeben. Treffpunkt ist hier 
wie gewohnt im August-Bebel-Haus 
(Friedrich-List-Straße 5 in Erlangen, 
Eingang unten über den Parkplatz)

Am zweiten Termin wollen wir wie 
jedes Jahr mit euch gemeinsam zum 
Berg gehen. Hierfür wird die genaue 
Uhrzeit ebenso wie der genaue Treff-
punkt noch bekannt gegeben. 

Alle aktuellen Infos erhaltet Ihr im-
mer auch über WhatsApp und Insta-
gramm. Wir freuen uns auf euch!

Euer Vorstand 

SPD Marloffstein

Vorsitzender

Ralf Jähnert
ralf.jaehnert@onlinehome.de

Liebe Genossinnen und Genossen,
 
beim Marloffsteiner Bürgerent-
scheid am 19. April 2026 votierten 
53 % der Wählerinnen und Wähler 
dafür, dass die Aufstellung eines 
Bebauungsplanes für das Gebiet 
am sog. „Hackerberg“ nahe dem 
Sportplatz erfolgt. Unsere Gruppe 
hatte sich im Vorfeld mehrheitlich 
dagegen ausgesprochen, weil wir 
der Meinung sind, dass eine Innen-
raumentwicklung (d.h. die Schlie-
ßung vieler Baulücken innerhalb des 
Ortes) die vernünftigere Alternative 
ist. Sei´s drum, unsere beiden Ge-
meinderatsmitglieder werden die 
weitere Entwicklung aufmerksam 
verfolgen und regelmäßig in der 
Gruppe darüber berichten.
 

Problematisch stellt sich derzeit die 
Situation unseres Gemeindekinder-
gartens dar, denn die Anmeldezah-
len für das neue Kindergartenjahr 
(ab September) deuten auf eine 
Unterbesetzung der Einrichtung 
hin, besonders die Kinderkrippe 
für die Altersgruppe von bis zu drei 
Jahren ist hiervon stark betroffen. 
Dazu kommt, dass ein Wechsel der 
Leitung im Sommer stattfinden 
wird, dies verbunden mit der Frage, 
wie dann die Frage der personellen 
Überlegung gelöst werden kann.
 
Unser nächstes Treffen findet am 
Montag, den 18. Mai 2026, um 
18.30 Uhr im Marloffsteiner Rat-
haus statt. Wir laden Euch dazu sehr 
herzlich ein.
 
Solidarische Grüße
von Ralf Jähnert

AK Umwelt und Energie

Vorsitzender

Andreas Richter
andreas.m.j.richter@web.de

Liebe Genossinnen und Genossen,
 
die nächste Sitzung des AK Umwelt 
und Energie findet statt am  

Mittwoch, den 06.05.2026, 
um 20:00 Uhr

in der Eiche im Turnerbund, 
Nebenzimmer, 

Spardorfer Str. 79.

Pit Frohmader (AK Neue Energien 
des BUND Naturschutz) wird hier 
seinen Vortrag „Zukunft der Zivilisa-
tion – naturwissenschaftlich-tech-
nisch betrachtet“ halten.

Zudem werden wir über die kom-
munale Umweltpolitik in der neuen 
Konstellation sprechen.

Mit solidarischen Grüßen
Andreas Richter



SPD AM Berch
27.05., 17 Uhr
Erich-Keller

Absender:
SPD-KV Erlangen
Friedrich-List-Str. 5 - 91054 Erlangen

Bei Umzug, mit neuer Anschrift zurück. ETIKETT 
FÜR EMPFÄNGER*IN


